
AUS WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT

Die Petition „Schulfach Wirtschaft in allen  

Bundesländern“ kann bis zum 15.09.2017 online oder 

handschriftlich unterzeichnet werden. 

Die Unterzeichnung ist auf Wunsch  anonym möglich. 

Papier-Unterschriften bögen sind in der Geschäfts-

stelle unter Tel. 0211 371022 erhältlich. 

Internet: www.openpetition.de/!schulfachwirtschaft

21» bdvb aktuell Nr. 137 «

Der bdvb versteht sich nicht als „Lobby“ – jedenfalls nicht zugunsten 
einer bestimmten Interessengruppe auf Kosten der Allgemeinheit. 
Trotzdem vertritt der Verband die Meinung der Ökonomen und ver-
schafft sich auch in der Politik Gehör. Am 30. Mai 2017 hatten Vizeprä-
sident Bodo Wißkirchen und Geschäftsführer Dr. Matthias 
Meyer-Schwarzenberger dazu die beste Gelegenheit: Im Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung (BMBF) kamen sie mit dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär Stefan Müller MdB zusammen, um die On-
line-Petition (Unterschriftensammlung) des bdvb für das Pflichtschulfach 
Wirtschaft vorzustellen.

„Wirtschaft“ muss ein Pflichtfach sein – für alle Schülerinnen und Schü-
ler in allen Bundesländern, so die Forderung des bdvb, die von zahlrei-
chen Verbänden und Organisationen mitgetragen wird. Müller zeigte 
sich dem Thema gegenüber sehr aufgeschlossen, musste zugleich aber 
auf die Zuständigkeit der einzelnen Bundesländer verweisen. Der deut-
sche Bildungsföderalismus sei nicht nur eine unverrückbare politische 
Gegebenheit, sondern habe auch sachliche Vorteile, die gegen eine 
Zentralisierung sprechen. Ein möglicher Mittelweg könne langfristig 
vielleicht darin bestehen, bundesweite Standards oder ein Zentralabitur 
einzuführen.

Umso erfreulicher, dass bereits am Tag nach dem Gespräch eine Er-
folgsmeldung aus Nordrhein-Westfalen zu vernehmen war: Schon in 
der zweiten Runde der Koalitionsverhandlungen einigten sich CDU und 
FDP auf die Einführung des Schulfachs „Wirtschaft“ an weiterführen-
den Schulen.

Der bdvb wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass „Wirtschaft“ als 
Pflichtfach ausgestaltet und eine entsprechende Qualifikation des Lehr-
personals gewährleistet wird. „Bildung ist nach unserem Kulturver-
ständnis ein Selbstzweck, dient aber zugleich auch dem Erwerb und der 

Erhaltung von Fähigkeiten, die zum Wohlstand und zum Fortschritt des 
einzelnen Menschen und der Gesellschaft insgesamt beitragen“, heißt 
es im Petitionstext des bdvb. „Schüler und Schülerinnen sind auf ihre 
berufliche Laufbahn vorzubereiten, zugleich aber auch zur Wahrneh-
mung ihrer politischen Verantwortung zu befähigen. Beides setzt Kennt-
nisse über ökonomische Zusammenhänge voraus.“ «

Mit der dualen Ausbildung ist es so eine Sache. Von Experten wird das 
System zu den Ursachen der deutschen Krisensicherheit und Prosperi-
tät gezählt, im Ausland ruft es entsprechend viel Neid und Anerken-
nung hervor – und doch hat die duale Ausbildung im Inland an Anse-
hen verloren. Grund dafür ist die politisch gewollte, wirtschaftlich 
aber durchaus fragwürdige langfristige Akademisierung des gesam-
ten deutschen Bildungssystems. Ausbildungsplätze bleiben oft unbe-
setzt, obwohl Unternehmen bei jungen Arbeitnehmern die Praxis-
erfahrung vermissen. Allein im Jahr 2016 belief sich die Anzahl der 
offiziell als unbesetzt gemeldeten Ausbildungsplätze auf 43.500 (Bun-
desagentur für Arbeit).

Neues Potenzial für die duale Ausbildung zeigen die Ergebnisse einer 
vom Bundesinstitut für Berufliche Bildung (BIBB) durchgeführten Erhe-
bung. Die über 600 befragten Experten sind sich weitgehend einig: Die 
duale Ausbildung vermag einen Beitrag zur Integration junger Geflüch-
teter zu leisten – eine klassische Win-win-Situation, wenn es gelingt, 

die gegebenen Chancen zu nutzen. Zwar zeigt die Praxis, dass es noch 
ein langer Weg wird, bis die duale Ausbildung der Geflüchteten zum 
Erfolg führt. Dennoch besteht Grund zur Zuversicht. Laut einer Modell-
rechnung des BIBB wird die Nachfrage junger Geflüchteter nach einer 
Berufsausbildung bereits in den kommenden Jahren spürbar anstei-
gen. Zumindest die Verschärfung der bestehenden Probleme scheint 
damit abgewendet.

Die Ergebnisse des BIBB-Expertenmonitors „Berufliche Bildung“ sind 
im Internet einsehbar unter: www.bibb.de/expertenmonitor. Für den 
bdvb nahm Cornelia Masbaum als Vorsitzende der FG Bildungspolitik 
an der Befragung teil. Möchten auch Sie sich aktiv an der positiven 
Entwicklung unserer Bildungslandschaft beteiligen? Dann freuen wir 
uns, wenn Sie bei der nächsten Sitzung der Fachgruppe am 16.09.2017 
in der Geschäftsstelle oder via Skype dabei sind. Anregungen  
und  Fragen nehmen wir gerne unter: fg-bildungspolitik@bdvb.de  
entgegen. «

bdvb zu Gast im BMBF
bdvb-Vizepräsident Bodo Wißkirchen und Geschäftsführer Dr. Matthias Meyer-Schwarzenberger 
diskutierten mit dem Parlamentarischen Staatssekretär Stefan Müller MdB über die Perspektiven 
der ökonomischen Allgemeinbildung in Deutschland.

BIBB-Expertenmonitor „Berufliche Bildung“
Der Zustrom von Geflüchteten bringt das deutsche Erfolgsmodell der dualen Ausbildung wieder in 
Schwung – so das Ergebnis aktueller Studien des Bundesinstituts für Berufliche Bildung.




